Fachkommission Bautechnik der Bauministerkonferenz

Auslegungsfragen zur Energieeinsparverordnung — Teil 20
Dr. Justus Achelis, DIBt

Die Bundesregierung hat auf Grund des § 1 Absatz 2, des 8§ 2 Absatz2 und 3, des §3
Absatz 2, des 8 4, jeweils in Verbindung mit 8 5, des § 5a Satz 1 und 2, des § 7 Absatz 1a, 3
Satz 1 bis 3 und Absatz 4, des 8 7a Absatz 1 sowie des 8§ 7b Absatz 1 und 2 des
Energieeinsparungsgesetzes die "Zweite Verordnung zur Anderung der

Energieeinsparverordnung” vom 18. November 2013 erlassen (BGBI. 2013 | S. 3951 ff.).
Die geénderte Energieeinsparverordnung (,EnEV 2013) ist am 01.05.2014 in Kraft getreten.

Um im Vollzug eine mdglichst einheitliche Anwendung der Energieeinsparverordnung zu
ermoglichen, hat die Fachkommission "Bautechnik” der Bauministerkonferenz beschlossen,
eine Arbeitsgruppe einzurichten, die die in den L&ndern eingehenden Anfragen von

allgemeinem Interesse beantworten soll.
Die Entwirfe der Arbeitsgruppe werden dann in den Sitzungen der Fachkommission beraten.

Die Arbeitsgruppe wurde unter Beteiligung von Vertretern des Bundesministeriums fir
Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit, der Obersten Bauaufsichtsbehorden der
Lander Bayern, Baden-Wirttemberg, Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg und

Nordrhein-Westfalen sowie des DIBt eingerichtet.

Die nachfolgend abgedruckten Anfragen und deren Antworten sind am 09.01.2015 in der

wiedergegebenen Form beschlossen worden.
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Auslegung XX-1 zu § 17 Absatz 3 Satz 1 EnEV 2013
(Ausstellung von Energieausweisen fir Wohngebéaude)

Leitsatz:

Energieausweise sind fiir Gebdude auszustellen. Eine Ausstellung fiir Gebaudeteile kommt nur in
Betracht, wenn diese wegen ihrer unterschiedlichen Nutzung nach § 22 EnEV 2013 getrennt
behandelt werden mussen.

Frage:
Kdnnen Energieausweise auch fur Teile eines Wohngebaudes ausgestellt werden?
Antwort:

1. Nach § 17 Absatz 3 Satz 1 EnEV 2013 missen Energieausweise fir Gebaude ausgestellt
werden. Eine Ausstellung fiir Geb&udeteile kommt nach § 17 Absatz 3 Satz 2 EnEV 2013 nur
fir gemischt genutzte Gebaude in Betracht, wenn die unterschiedlichen Nutzungen (also teils
Wohnnutzung bzw. teils Nichtwohnnutzung) in solchen Gebauden nach den Regeln des § 22
EnEV 2013 materiell-rechtlich getrennt behandelt werden mussen.

2. Fur die Ausstellung von Energieausweisen kommt es darauf an, was unter einem Gebaude im
Sinne des § 17 Absatz 3 EnEV 2013 zu verstehen ist. Was ein Gebaude ist, ergibt sich aus
der allgemeinen Bedeutung des Wortes ,Gebéaude" sowie der Anforderung an Beheizung und
Kihlung nach §1 Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 EnEV 2013. Zur Abgrenzung von Geb&auden,
Gebaudeteilen und Wohnungen koénnen bestimmte Umstdnde - meistens mehrere
gemeinsam - als Anhaltspunkte herangezogen werden. Fir ein Gebaude kdnnen
beispielsweise sprechen: Die selbststdandige Nutzbarkeit, ein trennbarer raumlicher und
funktionaler =~ Zusammenhang, die  Abgrenzung durch die  warmelbertragende
Umfassungsflache, eigene Hausnummer, Eigentumsgrenzen, eigener Eingang, die Trennung
durch Brandwéande.

3. Unter Bericksichtigung der o. g. Anhaltspunkte lasst sich Folgendes sagen:

a) Eine Gebaudereihe wie eine Reihenhauszeile mit mehreren Hausern besteht aus
mehreren Gebauden. Baugleichheit, die bei Reihenhausern sicher nicht
selbstverstandlich ist, wiirde, selbst wenn sie vorlage, aus mehreren Gebauden noch
nicht ein Gebaude machen. Hierfir spricht auch Anlage 1 Nr. 2.6 Satz 4 EnEV 2013.
Wahrend Anlage 1 Nr. 2.6 Satz 3 EnEV 2013 ermdglicht, dass bei der gleichzeitigen
Erstellung aneinander gereihter Gebaude diese hinsichtlich der energetischen
Anforderungen des § 3 EnEV 2013 wie ein Geb&ude behandelt werden dirfen, legt
Anlage 1 Nr. 2.6 Satz 4 EnEV 2013 fest, dass die Vorschriften des Abschnitts 5 tUber
den Energieausweis hiervon unberihrt bleiben. Dies bedeutet, dass bei der
Ausstellung von Energieausweisen eine Behandlung einer Gebaudereihe als ein
Gebaude gerade nicht vorgesehen ist. Der Energieausweis ist demzufolge fir jedes
einzelne Reihenhaus auszustellen.

b) Vergleichbares gilt fiur zwei Doppelhaushalften, selbst wenn sie eine gemeinsame
Heizungsanlage aufweisen sollten. Der Energieausweis ist fur jede Doppelhaushélfte
gesondert auszustellen. Zu bertcksichtigen ist, dass sowohl Reihenh&user als auch
Doppelhaushalften haufig nicht baugleich sind und auch nicht den gleichen
Modernisierungszustand aufweisen. Letzterem kommt auch mit Blick auf die
Modernisierungsempfehlungen im Energieausweis besondere Bedeutung zu, da
diese Empfehlungen dem etwaigen Modernisierungsbedarf des jeweiligen Gebaudes
Rechnung tragen missen.

c) Eine Eigentumswohnung kann schon vom Begriff her kein Geb&ude sein. Sie befindet
sich vielmehr in einem Gebaude und ist Teil dieses Gebaudes. Der Energieausweis
ist fir das Geb&ude und nicht fir die einzelnen Wohnungen auszustellen.



Auslegung XX-2 zu § 9 Absatz 1 Satz 1i.V.m. Anlage 3 Nr. 1 Satz 2
Buchstabe b) EnEV 2013 (Putzerneuerung)

Leitsatz:

1. Die EnEV stellt Anforderungen an den Warmedurchgangskoeffizienten der Auf3enwand,
wenn der AulRenputz erneuert wird und die Flache der Erneuerung die Bagatellgrenze
des 8 9 Absatz 3 EnEV 2013 iberschreitet. Ausnahmeregelungen gibt es fir Gebaude,
die unter Einhaltung energiesparrechtlicher Vorschriften nach dem 31. Dezember 1983
errichtet oder erneuert worden sind. Sonderregelungen sind vorgesehen fir Falle der
begrenzten Dammschichtdicke aus technischen Griinden.

2. Bei einer Grenzbebauung, bei der die EnEV-konforme Dammschichtdicke zu einer
Uberbauung des Nachbargrundstiicks fiihren wiirde, entfallt insoweit die Pflicht zur
Einhaltung der erforderlichen Dammschichtdicke. Eine andere Beurteilung kann sich auf
Grund von Duldungspflichten des Nachbarn nach Landesnachbargesetzen ergeben.

3. Sogenannte Putzreparaturen (ohne Abschlagen des Altputzes) sind keine Erneuerung
des AuRRenputzes im Sinne der Anlage 3 Nr. 1 Satz 2 Buchstabe b) der EnEV 2013

Frage:

1. In welchen Fallen der Erneuerung des AufRenputzes an Gebduden werden
Anforderungen an den Warmedurchgangskoeffizienten der Au3enwand (8 9 Absatz 1
Satz 1 EnEV 2013) gestellt?

2. Inwiefern gilt die Anforderung nach Anlage 3 Nr. 1 Satz 2 Buchstabe b) EnEV 2013 auch
bei einer Grenzbebauung?

3. Gilt Anlage 3 Nr. 1 Satz 2 Buchstabe b) EnEV 2013, wenn ein gerissener Putz mit einem
neuen Uberputz (ggf. unter Verwendung eines Armierungsgewebes) saniert oder wenn
eine Sichtbetonflache saniert und beschichtet wird?

Antwort:

1l.a) Nach § 9 Absatz 1 Satz 1 EnEV 2013 sind bei beheizten oder gekiihlten Rdumen in
bestehenden Gebauden bestimmte Anforderungen einzuhalten, soweit MalRnhahmen
nach Anlage 3 Nr. 1 bis 6 ausgefiihrt werden. Zu diesen Maf3nahmen zahlt nach Anlage
3 Nr. 1 Satz 2 Buchstabe b) EnEV 2013 auch der Fall, dass bei einer bestehenden
Wand der AuBenputz erneuert wird. Die Pflicht kommt nach Anlage 3 Nr. 1 Satz 3 EnEV
2013 nicht zur Anwendung bei AuBBenwanden, die unter Einhaltung
energiesparrechtlicher Vorschriften nach dem 31. Dezember 1983 errichtet oder
erneuert worden sind.

b) Im Falle von Malinahmen an Aul3enwéanden - also auch fir die AuRenputzerneuerung -
werden keine Anforderungen gestellt, wenn die in 8 9 Absatz 3 EnEV 2013 enthaltene
Bagatellgrenze nicht Uberschritten wird. Dabei ist der Anteil der von der MalRnahme
betroffenen Flache an der Gesamtflache des Bauteils AuRenwand maRgeblich. Betragt
dieser Anteil nicht mehr als 10 vom Hundert, so werden keine Anforderungen gestellt. In
den dbrigen Fallen muss nach § 9 Absatz 1 Satz 1 EnEV 2013 ausschlie3lich die
Bauteilflache, die Gegenstand der Maflnahme ist, den Anforderungen an den in
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Anlage 3 festgelegten Warmedurchgangskoeffizienten genlgen (siehe hierzu auch
Auslegung XIX-10). Alternativ zu der Einhaltung der Anforderungen an den
Warmedurchgangskoeffizienten der betroffenen Bauteilflache besteht die Mdglichkeit,
fur das ganze Geb&ude Berechnungen zum Jahres-Primarenergiebedarf und zur
Dammung der Gebaudehille durchzufihren, die dann im Ergebnis die
Neubauanforderungen um nicht mehr als 40 vom Hundert tberschreiten dirfen (8 9
Absatz 1 Satz 2 EnEV 2013). Die ab 1. Januar 2016 fur Neubauten geltenden
Verscharfungen des Anforderungsniveaus finden bei Anwendung des § 9 Absatz 1 Satz
2 EnEV 2013 keine Anwendung.

c) Fur Ausnahmefédlle, in denen aus besonderen technischen Grinden die
Dammschichtdicke begrenzt wird, gelten nach Anlage 3 Nr. 1 Satz 4 EnEV 2013 die
Anforderungen als erfillt, wenn die nach anerkannten Regeln der Technik
hochstmdgliche Dammschichtdicke bei einem Bemessungswert der Warmeleitfahigkeit
A= 0,035 W/(m-K) eingebaut wird. Werden im Fall der technisch begrenzten
Dammschichtdicke im Sinne des Satzes 4 die Damm-Materialien in Hohlraume
eingeblasen oder Damm-Materialien aus nachwachsenden Rohstoffen verwendet,
dirfen Damm-Materialien der Warmeleitfahigkeit A= 0,045 W/(m-K) eingesetzt werden
(Anlage 3 Nr. 1 Satz 5 EnEV 2013). Es bedarf keines Antrags auf Befreiung nach § 25
Absatz 1 EnEV 2013 durch die nach Landesrecht zustdndige Behdrde. Siehe hierzu
auch Auslegung XIX-10.

2. Bei einer Grenzbebauung, bei der die EnEV-konforme Dammschichtdicke dazu fuhren
wirde, dass der Bauherr das Grundstiick des Nachbarn Uberbaut, entfallt insoweit die
Pflicht zur Einhaltung der von der EnEV geforderten Dammschichtdicke. Dies gilt jedoch
nicht, soweit auf Grund von landesrechtlichen Regelungen (z.B. in den
Landesnachbarrechtsgesetzen) eine Pflicht des Nachbarn zur Duldung des Uberbaus
besteht.

3.a) Eine Erneuerung des Auflenputzes im Sinne der Anlage 3 Nr. 1 Satz 2 Buchstabe b)
EnEV 2013 setzt begrifflich voraus, dass der bestehende Altputz abgeschlagen wird.
Sogenannte ,Putzreparaturen” (ggf. auch in Verbindung mit zusétzlichen Farb- oder
Putzbeschichtungen), bei denen der bestehende Putz nicht abgeschlagen wird, sind
deshalb keine Putzerneuerungen im Sinne von Anlage 3 Nr. 1 Satz 2 Buchstabe b)
EnEV 2013, sondern Instandsetzungsmafinahmen fir den bestehenden Putz.

b) Gleiches gilt fur die Instandsetzung geschadigter Betonflachen. Eine Reparatur
geschadigter Stellen (nach den Richtlinien des Deutschen Ausschusses fur Stahlbeton)
mit einer anschlieBenden Beschichtung der Betonoberflache ist keine Putzerneuerung
im Sinne der EnEV.

4. Anlasslich einer AuRenputzerneuerung kann die von der Verordnung geforderte
zusatzliche Warmedammung im Einzelfall bei Fensterlaibungen, Dachiberstanden,
Zierelementen an der Fassade usw. zu zusatzlichen Aufwendungen fuhren, die den
Tatbestand einer unbilligen Harte im Sinne von § 25 Absatz 1 EnEV 2013 erflllen.
Hierbei ist im Einzelfall auf Antrag durch die nach Landesrecht zustandige Behdrde zu
entscheiden, inwieweit solche Dammmaflinahmen nach § 25 Absatz 1 EnkEV 2013
wegen fehlender Wirtschaftlichkeit eine unbillige Harte darstellen und deswegen im
Einzelfall von den Anforderungen der EnEV zu befreien ist.



Auslegung XX-3 zu § 9i. V. m. Anlage 3 EnEV 2013
(Nutzungsanderung und Umbau von Geb&uden)

Leitsatz:

Bei Nutzungsanderungen, die mit baulichen Anderungen an der Gebaudehiille verbunden
sind, sind die Anforderungen des § 9 Abs. 1 Satz 1 EnEV 2013 (Bauteilverfahren) zu
erfillen. Alternativ gelten die Anforderungen durch Anwendung der sogenannten "140-
Prozent-Regel" (8§ 9 Abs. 1 Satz 2 EnEV 2013) als erfillt.

Bei Nutzungsanderungen, die mit einer Erweiterung des Gebdudes um beheizte oder
gekihlte Raume verbunden sind, missen in Abhangigkeit davon, ob ein neuer
Warmeerzeuger eingebaut wird, die Anforderungen des § 9 Absatz 4 oder 5 EnEV 2013
erflllt werden.

Reine Nutzungsanderungen von beheizten oder gekihlten Gebduden ohne bauliche
MalRnahmen an der Gebaudehille fallen nicht unter § 9 EnEV 2013.

Frage:

1. Welche Anforderungen stellt die EnEV an Gebaude, deren Nutzung geandert wird, ohne
dass damit bauliche Anderungen verbunden sind?

2. Welche Anforderungen stellt die EnEV an Geb&ude, deren Nutzung geandert wird, wenn
damit bauliche Anderungen verbunden sind?

3. Welche Anforderungen stellt die EnEV an Gebéaude, wenn die Nutzungsanderung mit
einer Erweiterung oder einem Ausbau des Geb&udes um beheizte oder gekiihlte Raume
verbunden ist?

Antwort:

1. In der Energieeinsparverordnung sind die bauliche Anderung an der Gebaudehiille und
die Nutzungsanderung ohne bauliche MalRnahmen zu unterscheiden. An eine reine
Nutzungsénderung, also eine Umnutzung eines Gebaudes ohne Erweiterung oder Aus-
bzw. Neubau zuséatzlicher beheizter oder gekuhlter RAume und ohne Veranderung von
AuBenbauteilen, stellt die EnEV keine (neuen) Anforderungen. Dies gilt auch fir
Nutzungsénderungen, bei denen bislang niedrig beheizte Raume fir die neue Nutzung
auf ein normales Beheizungsniveau (d. h. von Innentemperaturen 12 bis < 19° C zu
Innentemperaturen = 19° C) gebracht werden.

2. AuRRenbauteile durfen nach § 11 Abs. 1 Satz 1 und 3 EnEV 2013 Uber die dort genannte
Bagatellgrenze hinaus nicht so gedndert werden, dass dies zu einer Verschlechterung der
energetischen Qualitat des Gebaudes fiihrt. Umfasst die Nutzungsédnderung einen Umbau
mit in Anlage 3 Nr. 1 bis 6 EnEV 2013 beschriebenen Veranderungen an Auf3enbauteilen,
der Uber den in 8 9Absatz 3 EnEV 2013 definierten Umfang ("Bagatellgrenze™)
hinausgeht, so sind die Anderungen so auszufiihren, dass (alternativ):



entweder nach 8 9Absatz 1 Satz 1 EnEV 2013 die
Warmedurchgangskoeffizienten der betroffenen Flachen die fir solche
AulRenbauteile in Anlage 3 festgelegten Hoéchstwerte nicht Uberschreiten
(,Bauteilverfahren®)

oder nach 8§ 9 Absatz 1 Satz 2 EnEV 2013 bei Wohngeb&uden insgesamt der
Jahres-Priméarenergiebedarf des Referenzgebaudes nach § 3 Absatz 1 EnEV
2013 und der Hochstwert des spezifischen, auf die wéarmelbertragende
Umfassungsflache bezogenen Transmissionswarmeverlusts nach Anlage 1
Tabelle 2 EnEV 2013 um nicht mehr als 40 vom Hundert tberschritten werden
(,s0g. 140-Prozent-Regel”); bei Nichtwohngebauden dirfen insgesamt der
Jahres-Priméarenergiebedarf des Referenzgebdudes nach § 4 Absatz 1 EnEV
2013 und die Hochstwerte der mittleren Wéarmedurchgangskoeffizienten der
warmeubertragenden Umfassungsflache nach Anlage 2 Tabelle 2 Zeile 1a, 2a,
3a und 4a EnEV 2013 um nicht mehr als 40 vom Hundert tberschritten
werden. Die ab 1. Januar 2016 fir Neubauten geltenden Verscharfungen des
Anforderungsniveaus kommen hierbei nicht zur Anwendung.

3. Ist die Nutzungsénderung mit einer Erweiterung oder einem Ausbau des Geb&udes um
beheizte oder gekiihlte Raume verbunden, sind zwei Fallgestaltungen zu unterscheiden:

Bei einer Erweiterung oder einem Ausbau um beheizte oder gekiihlte Rdume
oder der erstmaligen Beheizung oder Kiihlung von Nutzflachen, fir die bzw. fur
den kein neuer Warmeerzeuger eingebaut wird, reicht es nach § 9 Absatz 4
EnEV 2013 aus, dass die Warmedurchgangskoeffizienten der betroffenen
Flachen die fur solche AuRenbauteile in Anlage 3 festgelegten Hochstwerte
nicht Uberschreiten. Diese Anforderung gilt fur alle Auf3enbauteile, die die
hinzukommende beheizte oder gekihlte Nutzflache umfassen. Ist die
hinzukommende zusammenhangende Nutzflache gréRer als 50 Quadratmeter,
muissen zudem die Anforderungen an den sommerlichen Warmeschutz nach
Anlage 1 Nummer 3 bei Wohngeb&auden und nach Anlage 2 Nummer 4 bei
Nichtwohngebauden eingehalten werden.

Bei einer Erweiterung oder einem Ausbau um beheizte oder gekiihlte Rdume
oder der erstmaligen Beheizung oder Kihlung von Nutzflachen, bei der bzw.
bei dem die hinzukommende Nutzflache mehr als 50 Quadratmeter betragt und
ein neuer Warmeerzeuger eingebaut wird, muss der betroffene Geb&udetell
gemal 89 Absatz 5 EnEV 2013 die Neubauanforderungen nach § 3 EnEV
2013 (Wohngebéude) oder nach 8 4 EnEV 2013 (Nichtwohngeb&ude)
einhalten. Die ab 1. Januar 2016 fiir Neubauten geltenden Verscharfungen des
Anforderungsniveaus finden auf Falle des 89 Absatz 5 EnEV 2013 keine
Anwendung (siehe § 9 Absatz 5 Satz 2 und 3 EnEV 2013).



Auslegung XX-4 zu 88 4 und 9 EnEV 2013 beziglich der
Berlcksichtigung von Toren (Anforderungen im Bestand und
Berlcksichtigung bei Neubauten)

Leitsatz:

Die EnEV stellt keine Anforderungen an Tore, auch nicht bei MalRnhahmen im Bestand. Bei
der Nachweisfiihrung fir Neubauten und im Bestand sind Tore im Referenzgebaude mit
derselben energetischen Qualitat wie im Ist-Geb&ude zu berticksichtigen und bleiben bei
Nichtwohngeb&uden bei der Berechnung des mittleren Warmedurchgangskoeffizienten
vollstéandig unbertcksichtigt.

Frage:

In der EnEV werden ,Tore" als Bauteil nicht explizit erwahnt. Wie sind Tore vor diesem
Hintergrund im Rahmen der Nachweise fir Neubauten und im Bestand zu beriicksichtigen?

o Wie werden Tore bei der Nachweisfuhrung fir Neubauten oder unter Anwendung des
8 9 Absatz 1 Satz 2 EnEV 2013 (140%-Nachweis) bericksichtigt?
e Welche Anforderungen werden an den Austausch von Toren gestellt?

Antwort:

1. In der Praxis kommt es hin und wieder zu Unsicherheiten bezliglich der Behandlung von
Toren, da ,Tore* als Bauteil in der EnEV nicht erwahnt werden. Aufgrund ihrer
andersartigen Konstruktion und der ansonsten unterschiedlichen baurechtlichen
Bewertung sind Tore auch nicht als AuRRentiiren zu behandeln, die — im Unterschied zu
Toren - in der EnEV explizit als Bauteil genannt werden. DIN 4108-4: 2013-02 definiert
Tore als ,Eine Einrichtung, um eine Offnung zu schlieRen, die in der Regel fur die
Durchfahrt von Fahrzeugen vorgesehen ist.“ (Abschnitt 7 Tabelle 14 FuZnote). Tore sind
somit von AulR3entiiren zu unterscheiden.

2. Fur Elemente, fur die im Referenzgebaude keine Festlegungen enthalten sind, hat die
Fachkommission Bautechnik der Bauministerkonferenz bereits eine Auslegung
verotffentlicht. Dementsprechend sind auch Tore in Anwendung der Auslegung ,XIX-7 zu
Anlage 1 Nr. 1.1 und Anlage 2 Nr. 1.1 EnEV 2013 (Elemente des Referenzgebaudes, fir
die in der EnEV keine Festlegungen enthalten sind)* sowohl im Referenzgebdude als
auch im Ist-Gebaude mit ihren realen Flachen und Eigenschaften zu berticksichtigen.

3. Beim Nachweis der Einhaltung der Hochstwerte der mittleren
Warmedurchgangskoeffizienten bei Nichtwohngebauden nach Anlage 2 Tabelle 2 EnEV
2013 sind Tore weder als "opake Bauteile" noch als - ggf. auch teiltransparente
Verschlisse von Gebaudeotffnungen — ,transparente Bauteile* zu beriicksichtigen. Tore
bleiben (wie auf Grund von Anlage 2 Nummer 1.3 EnEV 2013 auch die Turen) beim
Nachweis des mittleren Warmedurchgangskoeffizienten vollstandig unbertcksichtigt.
Dies trifft sinngemal3 auch zu auf andere, in Anlage 2 Tabelle 1 nicht mit
Referenzausfiihrungen bedachte Sondereinbauten in Offnungen von
Nichtwohngebduden (z. B. Forderanlagen, Warenautomaten usw.).

4. Im Falle des Nachweises fur Bestandsmal3nahmen nach § 9 Absatz 1 Satz 2 EnEV 2013
(140%-Nachweis) gelten fir die Berechnungen die o. g. Ausflhrungen nach den
Nummern 2 und 3 gleichermal3en.

5. Bei Anderungen an Bauteilen gelten die Anforderungen gemaR § 9 Absatz 1 Satzl in
Verbindung mit Anlage 3 EnEV 2013 und nur fur die dort genannten Bauteile. Auch hier
werden Tore nicht genannt, so dass im Bestand - z.B. im Falle des Austausches oder der
Anderung - an Tore grundsatzlich keine Anforderungen gestellt werden. (Die in Anlage 3
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EnEV 2013 genannte Norm DIN 4108-4 ,Warmeschutz und Energie-Einsparung in
Gebauden — Teil 4: Warme- und feuchteschutztechnische Bemessungswerte”, die auch
Bemessungswerte fir Tore enthdlt, ist hier nur in Zusammenhang mit
Bemessungswerten fiir Fenster in Bezug genommen.)



Auslegung XX-5zu § 3 Absatz 4i. V. m. Anlage 1 Nummer 3 und § 4
Absatz 4i. V. m. Anlage 2 Nummer 4 EnEV 2013 (Anforderungen an
den sommerlichen Warmeschutz) sowie zu 8 7 Absatz 1 EnEV 2013
(Mindestwarmeschutz)

Leitsatz:

Bei Berechnungen zur Bemessung des sommerlichen Warmeschutzes ist zu beachten, dass
die in Anlage 1 Nummer 3.1.1 EnEV 2013 in Bezug genommene Norm DIN 4108-2: 2013-02
den Geltungsbereich der dort gestellten Anforderungen im Wege einer engeren
Begriffsbestimmung fir ,beheizte Raume* eingrenzt und somit — wie friher in diesem
Kontext — faktisch nur bei ,AufenthaltsrAumen® Anforderungen gestellt werden.
Vergleichbares gilt auch fiir den Mindestwarmeschutz nach § 7 Absatz 1 EnEV 2013.

Frage:

Fur welche Raume sind die Festlegungen in DIN 4108-2: 2013-02 fiir die Bemessung des
sommerlichen Warmeschutzes und des Mindestwarmeschutzes relevant?

Antwort:

1. Die EnEV 2013 verweist hinsichtlich der Anforderungen und Berechnungen zum
sommerlichen Warmeschutz fir Wohngebaude in Anlage 1 Nummer 3 auf DIN 4108-2:
2013-02; auf Nichtwohngebaude ist auf Grund von Anlage 2 Nummer 4 dieselbe
Vorschrift entsprechend anzuwenden.

2. Im Vorwort zu dieser technischen Regel ist folgender Zweck angegeben: ,Durch
Mindestanforderungen an den sommerlichen Wéarmeschutz nach Abschnitt 8 soll die
sommerliche thermische Behaglichkeit in Aufenthaltsrdumen sichergestellt und eine
hohe Erwarmung der Aufenthaltsraume vermieden und der Energieeinsatz fur Kihlung
vermindert werden.”

3. Im Abschnitt 1 dieser Norm wird diesem Ziel dadurch Rechnung getragen, dass ihr
Geltungsbereich hinsichtlich des sommerlichen Warmeschutzes auf ,beheizte Raume"
im Sinne der Definition Nummer 3.1.8 dieser Norm

.Raum, beheizt - Raum, der bestimmungsgem&R dauernd (z. B. Wohnraum) oder
gelegentlich (z. B. Hobbyraum, Géastezimmer) auf Ubliche Raumtemperatur 219 °C
beheizt wird oder beheizbar ist, unabhéangig davon, ob die tatsachliche Beheizung
durch den Nutzer erfolgt oder nicht, dabei kann ein Raum direkt oder Uber
Raumverbund beheizt sein“.

beschréankt wird. Es ist davon auszugehen, dass eine bestimmungsgeméalle Beheizung
auf das genannte Temperaturniveau in der Regel nur bei typischen Aufenthaltsrumen
gegeben ist.

4. Im Einklang mit der Vorgehensweise nach DIN 4108-2: 2013-02 dirfen nach Anlage 1
Nummer 3.1.1 Satz 2 EnEV 2013 die Berechnungen — unabh&ngig von der hierflr
ausgewahlten Berechnungsalternative — auf Raume oder Raumbereiche begrenzt
bleiben, fir welche die Berechnungen zu den héchsten Anforderungen fiuhren wirden.
Diese Raume werden auf Grund friherer Fassungen der DIN 4108-2 in der Fachliteratur
auch als ,kritische Raume* bezeichnet. Um dem zitierten Zweck der DIN 4108-2 sowie
der darauf verweisenden Vorschriften der EnEV 2013 gerecht zu werden, sind bei der
Auswahl der , kritischen Raume” ausschlieBlich beheizte Raume im Sinne der oben
zitierten Definition Nummer 3.1.8 zu berlicksichtigen.
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5.

Hinsichtlich des Mindestwarmeschutzes verweist § 7 Absatz 1 EnEV 2013 auf
»=anerkannte Regeln der Technik”. Dass hiermit konkret DIN 4108-2: 2013-02 gemeint ist,
kann auch aus der direkten Verweisung auf diese Norm in 8 10 Absatz 3 EnEV 2013
hinsichtlich des Mindestwarmeschutzes auf ebendiese Normausgabe geschlossen
werden. Die Mehrheit der Anforderungen in DIN 4108-2: 2013-02 zum
Mindestwarmeschutz ist auf ,beheizte Raume* nach der Definition Nummer 3.1.8
bezogen.
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Auslegung XX-6 zu Anlage 4 EnEV 2013 (Anforderungen an die
Dichtheit bei Gebauden mit raumlufttechnischen Anlagen)

Leitsatz:

Badentlufter, Dunstabzugshauben in Kiichen von Wohngebauden und &hnliche Einzelllfter
sind nicht als ,raumlufttechnische Anlagen” im Sinne von Anlage 4 EnEV 2013 anzusehen
und bedingen im Zusammenhang mit der dort vorgesehenen Dichtheitsprifung fur sich allein
noch nicht die Anwendung des Grenzwerts fir ,Gebaude mit raumlufttechnischen Anlagen®.

Frage:

Anlage 4 EnEV 2013 begriundet fur die Bertcksichtigung eines Dichtheitsnachweises bei den
Berechnungen des Jahres-Primarenergiebedarfs fir ,Gebdude mit raumlufttechnischen
Anlagen“ strengere Grenzwerte. Sind Badentlifter (nach DIN 18017-3) und
Dunstabzugshauben in Kichen von Wohngebauden raumlufttechnische Anlagen im Sinne
dieser Regelung?

Antwort:

1. Der Wortlaut von Anlage 4 EnEV 2013 folgt in Bezug auf die Unterscheidung von
Grenzwerten der DIN V 18599-2: 2011-12, die in Anlage 4 genannten Grenzwerte sind
jedoch verschieden von denen der Berechnungsnorm. Diese wiederum verwendet in
diesem Zusammenhang die Nomenklatur der DIN 4108-7: 2011-01. Dort wird in den
Anmerkungen zu der Unterscheidung der Grenzwerte auch der Begriff
Lventilatorgestitzte Liftung“ verwendet, womit offenbar das Luftungskonzept fur das
gesamte Gebaude gemeint ist.

2. Einem Kommentar des mafigebend an DIN 4108-7 beteiligten ,Fachverbandes
Luftdichtheit im Bauwesen* zur friiheren Ausgabe dieser Norm zufolge sind ,in diesem
Zusammenhang raumlufttechnische Anlagen (RLT) fir Wohnungen gemeint, die die DIN
1946-6 (Ausgabe Oktober 1998) als Gesamtheit aller Bauteile, Baugruppen und Gerate
bezeichnet, die zur maschinellen Zu- und / oder Abflhrung von Luft dienen, um
bestimmte raumklimatische Bedingungen im Aufenthaltsbereich sicher zu stellen. Diese
Systeme missen in der Lage sein, die in der DIN 1946-6 genannten planmaligen
AuRenluftvolumenstréme sicher zu stellen. Bedingt durch Grol3e, Lage und Bauart sind
Einzelllfter in Badern und WC’s hierzu nicht geeignet.“ Dies gilt sinngemaf auch fir die
aktuelle Fassung der DIN 1946-6 (Ausgabe Mai 2009). Dort heil3t es unter 5.3.6.3: ,Fr
die gesamte Nutzungseinheit ist durch das ventilatorgestitzte Liftungssystem die
Nennluftung ohne Nutzerunterstiitzung ... sicherzustellen.“ Ubliche Entliftungssysteme
nach DIN 18017-3 (Ausgabe September 2009) werden entweder nur fir einzelne
Abluftraume ausgelegt oder wohnungsweise nur fur die Liftung zum Feuchteschutz
ausgelegt und erfullen damit das Kriterium flr ein ventilatorgestitztes Luftungssystem
(und damit fur eine RLT-Anlage) nicht.

3. Auch die Vorschrift in Anlage 1 Nummer 2.7 EnEV 2013, die die Anrechnung von
Vorteilen mechanisch betriebener Liftungsanlagen auf solche Anlagen beschrankt, die
zur Sicherstellung des Mindestluftwechsels fur das gesamte Gebaude geeignet sind,
legt nahe, dass z.B. Badentliftungen nach DIN 18017-3, aber auch Dunstabzugshauben
in Kichen von Wohngeb&ude sowie ahnliche Einzelllfter, die nicht zum dauerhaften
Betrieb vorgesehen sind, nicht als raumlufttechnische Anlagen im Sinne von Anlage 4
EnEV 2013 zu verstehen sind.
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Auslegung XX-7 zu 8 9 Absatz 3 EnEV 2013 (Begriffsbestimmung
, Bauteil*)

Leitsatz:

.Gesamte jeweilige Bauteilflache* im Sinne von 8 9 Absatz 3 EnEV 2013 sind jeweils die
nach MaRRgabe der Kapitelaufteilung der Anlage 3 zusammengefassten Bauteilflachen.

Frage:

Die in §9 Absatz 1 EnEV 2013 gestellten Anforderungen an bestimmte Anderungen von
AulRenbauteilen bestehender Geb&ude gelten nach § 9 Absatz 3 EnEV 2013 nicht, wenn die
Flache der geanderten Bauteile nicht mehr als 10 % der gesamten jeweiligen Bauteilflache
des Gebaudes betragt. Wie ist in diesem Zusammenhang die ,jeweilige gesamte
Bauteilflache” zu bestimmen?

Antwort:

1. Nach 8 9 Absatz 1 EnEV 2013 werden die einschlagigen Maflinahmen unter
Verweisung auf die Nummern 1 bis 6 der Anlage 3 definiert.

2. Die sogenannte ,Bagatellklausel” im 8§ 9 Absatz 3 EnEV 2013 bezieht sich direkt und
ausschlie3lich auf 89 Absatz 1. Deshalb ist davon auszugehen, dass in diesem
Zusammenhang auch der Begriff ,jeweilige gesamte Bauteilflache® in Anlehnung an
Anlage 3 definiert ist.

3. Zur Ermittlung der ,jeweiligen gesamten Bauteilflache des Gebaudes" sind demzufolge
die Bauteile in der Weise zusammenzufassen, wie es die Gliederung der Anlage 3
EnEV 2013 in den Nummernl (Aulenwande), 2 (Fenster, Fenstertiiren,
Dachflachenfenster und Glasdacher), 3 (AuRRentiiren), 4 (Dachflachen sowie Decken
und Wénde gegen unbeheizte Dachrdume), 5 (Wande gegen Erdreich oder unbeheizte
Réaume (mit Ausnahme von Dachraumen) sowie Decken nach unten gegen Erdreich,
AuBenluft oder unbeheizte Raume) und 6 (Vorhangfassaden) vorgibt, und ihre
einzelnen Flachen zur ,jeweiligen gesamten Bauteilflache* aufzuaddieren.
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Auslegung XX-8 zu § 10 Absatz 1 EnEV 2013 (Aul3erbetriebnahme
von Heizkesseln)

Leitsatz:

Fir die Beurteilung der AulRerbetriebnahmeverpflichtung fir alte Heizkessel ist im Regelfall
das Datum der Abnahme des Kessels durch den Bezirksschornsteinfeger mafligebend. Der
bevollmachtigte Bezirksschonsteinfeger Uberprift bei Zweifeln oder auf entsprechenden
Hinweis des Eigentimers auf Grund von 8 26b EnEV 2013 im Rahmen der
Feuerstéttenschau, ob ein Heizkessel den in § 2 Nummer 10 und 11 EnEV 2013 genannten
Definitionen fur Niedertemperatur-Heizkessel oder Brennwertkessel entspricht und damit von
der Verpflichtung ausgenommen ist.

Frage:

Bei der Regelung zur AulRerbetriebnahme von Heizkesseln nach § 10 Absatz 1 EnEV 2013
gilt der Stichtag "Einbau oder Aufstellung vor dem 1. Januar 1985" bzw. der Ablauf von 30
Jahren nach Einbau und Aufstellung. Wie kénnen diese Stichtage beurteilt werden, wenn
beim Eigentimer des Gebaudes keine Unterlagen vorliegen und das Typenschild des
Kessels nur dessen Baujahr ausweist?

Nach welchen Kriterien ist zu entscheiden, ob ein Heizkessel ein Niedertemperatur-
Heizkessel oder ein Brennwertkessel im Sinne von § 10 Absatz 1 Satz 4 EnEV 2013 ist?

Antwort:

1. Nach § 10 Absatz 1 EnEV 2013 durfen Eigentiimer von Gebauden Heizkessel, die mit
flissigen oder gasférmigen Brennstoffen beschickt werden und vor dem 1. Januar 1985
eingebaut oder aufgestellt worden sind, ab dem Jahre 2015 nicht mehr betreiben. Ferner
dirfen Eigentimer Heizkessel, die nach dem 1. Januar 1985 eingebaut oder aufgestellt
wurden, nach Ablauf von 30 Jahren nicht mehr betreiben.

2. Dabei ist die Formulierung "eingebaut oder aufgestellt" als "Inbetriebnahme" bzw.
betriebsfertige Installation des Heizkessels zu verstehen. (Der Wortlaut der EnEV ist hier
der EG-Richtlinie 92/42/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 uber die Wirkungsgrade von
mit flissigen oder gasférmigen Brennstoffen beschickten neuen Warmwasserheizkesseln
angepasst. Diese Richtlinie enthalt Vorgaben an die Mitgliedstaaten (ber das
"Inverkehrbringen" (Marktzugang) und die "Inbetriebnahme™ (Einbau und Aufstellung) der
hier in Rede stehenden Kessel.)

3. Ein Heizkessel gilt dann als in Betrieb genommen, wenn er vom bevollm&chtigten
Bezirksschornsteinfeger (nach friherem Recht ,Bezirksschornsteinfegermeister)
abgenommen wurde. Der Zeitpunkt der Abnahme ergibt sich aus der
Abnahmebescheinigung, die in der Regel auch beim bevollméchtigten
Bezirksschornsteinfeger vorliegen sollte. Der Zeitpunkt der Kesselherstellung im Werk
(Baujahr), die Abnahme des Gebaudes oder die erstmalige Nutzung des Gebaudes bzw.
der Heizungsanlage sind dagegen in der Regel fir das Datum der Inbetriebnahme nicht
ausschlaggebend, sondern konnen lediglich in Zweifelsfallen bei fehlender
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Abnahmebescheinigung als Indizien fir das Datum der Inbetriebnahme herangezogen
werden.

Von den Pflichten zur AuBerbetriebnahme ausgenommen sind Heizkessel, die
Niedertemperatur-Heizkessel oder Brennwertkessel sind, sowie solche Heizkessel, auf
die die Richtlinie 92/42/EWG keine Anwendung findet (siehe § 10 Absatz 1 Satz 4 EnEV
2013). Wahrend fur neuere Heizkessel im Nennleistungsbereich von 4 bis 400 Kilowatt,
die mit flussigen oder gasférmigen Brennstoffen betrieben werden, auf Grund der
Verpflichtung zur CE-Kennzeichnung die Eigenschaft "Niedertemperatur-Heizkessel"
bzw. "Brennwertkessel" zweifelsfrei aus der Konformitatserklarung und in der Regel auch
vom Typschild ermittelt werden kann, reichen bei den in Rede stehenden alten
Heizkesseln die Angaben auf dem Typschild oder in der ggf. vorhandenen Zulassung
normalerweise allein nicht aus, um eindeutig beurteilen zu kénnen, ob es sich um einen
Niedertemperatur-Heizkessel oder einen Brennwertkessel handelt.

Fur diese Falle sind zur Beurteilung allein die in § 2 Nummer 10 und 11 EnEV 2013
gegebenen  Begriffsbestimmungen  fir  Niedertemperatur-Heizkessel und  fir
Brennwertkessel malRgeblich, die sich am Wortlaut der Richtlinie 92/42/EWG orientieren.

Die in 8§ 2 Nummer 10 EnEV 2013 genannten Ricklauftemperaturen und der in 8§ 2
Nummer 11 EnEV 2013 definierte Brennwertbetrieb waren vor 1985 noch wenig
gebrauchlich. Sollten hinsichtlich der technischen Eigenschaft eines Heizkessels Zweifel
bestehen oder weist der Eigentimer ausdriicklich darauf hin, ist im Rahmen von § 26b
Absatz 1 Nummer 1 EnEV 2013 zu lberprifen, ob der Heizkessel den genannten
Definitionen von sich aus entspricht oder ob in fachkundiger Art und Weise ein Umbau
oder eine Nachristung am Heizkessel (z. B. mit einem nachgeschalteten
Abgaswarmetauscher) stattgefunden hat, die eine Einstufung als Niedertemperatur-
Heizkessel oder als Brennwertkessel im Sinne des 8 2 Nummer 10 und 11 EnEV 2013
rechtfertigen wirde.
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Auslegung XX-9 zu 8 3 i. V. m. Anlage 1 Nr. 2.3 EnEV 2013
(Berucksichtigung der Warmeverluste Uber das Erdreich,
Bestimmung von Temperatur-Korrekturfaktoren)

Leitsatz:

Wird der spezifische Transmissionswarmeverlust eines Wohngebdudes nach dem
ausfuhrlichen Verfahren bestimmt und damit monatsabhéngig, dann ist fur die Einhaltung der
Anforderung nach Anlage 1 Nummer 1.2 EnEV 2013 der Mittelwert Uber die Heizperiode
maflgebend. Bei der Anwendung des vereinfachten Verfahrens mittels Temperatur-
Korrekturfaktoren nach DIN V 4108-6: 2003-06 konnen zur Klarung offener Fragen die
Festlegungen aus der ansonsten gleichen Tabelle des alternativen Berechnungsverfahrens
nach DIN V 18599-2: 2011-12 herangezogen werden.

Frage:

Bei einer ausfuhrlichen Berechnung der Warmeverluste Uber das Erdreich bei
Wohngebauden sind diese monatsabhangig. Abweichend von anderen
Berechnungsverfahren wird damit auch der spezifische Transmissionswarmeverlust Hy
monatsabhéangig. Wie ist bei derartigen Werten der Nachweis der Einhaltung des zulassigen
Hochstwertes nach EnEV zu fuhren?

Wie sind bei Anwendung des vereinfachten Verfahrens mittels Korrekturfaktoren nach DIN V
4108-6: 2003-06 im Falle teilbeheizter Keller und bei gereihter Bebauung die maf3gebenden
geometrischen Grol3en zu bestimmen?

Antwort:

1. Nach 8 3 Abs. 2 i. V. m. Anlage 1 Nr. 2.3 EnEV 2013 sind die Berechnungen der
Transmissionswarmeverluste fir Wohngebaude nach DIN V 4108-6: 2003-06 zu
fuhren. Der Warmeverlust 0Uber das Erdreich kann danach auch im
Monatsbilanzverfahren in Anwendung von DIN EN ISO 13370: 1998-12 unter
Benutzung des thermischen Leitwerts tber das Erdreich ermittelt werden. Dieses
Verfahren ermoglicht bei Anwendung der monatlichen Wéarmebilanzen, den
gegenuber den monatlichen Lufttemperaturen zeitversetzten Jahresgang der
Erdreichtemperatur  zu bertcksichtigen. Der  spezifische, auf  die
warmeulbertragende Umfassungsflache bezogene Transmissionswarmeverlust wird
dabei fir jeden Monat angegeben. Wegen der unterschiedlichen monatlichen
Bedingungen fir das Klima ergeben sich auch unterschiedliche Ist-Werte des
spezifischen Transmissionswarmeverlusts.

2. Die Anforderungen nach Anlage 1 Nummer 1.2 zur Begrenzung des spezifischen,
auf die warmelbertragende Umfassungsflache bezogenen Transmissionswarme-
verlust beziehen sich dagegen nicht auf Monatswerte. Es ist deshalb notwendig,
einen durchschnittlichen Ist-Wert zu bilden. Dabei sind die Verluste Uber Erdreich
als Mittelwert der entsprechenden Monatswerte innerhalb der Heizperiode (Monate
Oktober bis Marz) anzusetzen. Die Zeit aul3erhalb der Heizperiode bleibt bei der
Ermittlung der Transmissionswarmeverluste unbericksichtigt, da sie fur den Zweck
dieser Anforderungen, den Heizwarmebedarf zu begrenzen, nicht relevant ist.
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3. Neben der genauen Ermittlung von monatsabhangigen Verlustwerten Uber das
Erdreich kann bei Wohngebauden fir die Ermittlung der Transmissionswarmever-
luste auch das vereinfachte Verfahren mittels Temperatur-Korrekturfaktoren
verwendet werden. Ein derartiger Wert ist nicht monatsabhangig und kann als Ist-
Wert fur den Nachweis nach EnEV herangezogen werden.

4. Das vereinfachte Verfahren mittels Temperatur-Korrekturfaktoren lasst gemaf DIN
V 4108-6: 2003-06 die Frage offen, wie die dafir maRgebenden GrofRen (Umfang
der Bodenplatte P und der Bodenflache Ag) im Falle von teilbeheizten Kellern und
von gereihter Bebauung zu bestimmen sind. In DIN V 18599-2: 2011-12 ist
dagegen eine umfassende Regelung dazu enthalten. Diese Regelung ist dazu
geeignet, auch bei Berechnung nach DIN V 4108-6: 2003-06 die ndtige Klarheit
herzustellen.

In Kapitel ,6.1.4.4 Geometrische Randbedingungen bei der Bestimmung des
charakteristischen BodenplattenmalRes” der DIN V 18599-2: 2011-12 wird
erganzend dazu ausgefiihrt:

»,Aus Grinden der Vereinheitlichung sind bei der Betrachtung von einzonig
modellierten Gebauden einer Gebaudezeile oder mehrzoniger Modellierung eines
Gebaudes jeweils die geometrischen Randbedingungen des betrachteten
Gebaudebereiches bei der Bestimmung des charakteristischen
BodenplattenmalRes zugrunde zu legen. Bei innenliegenden Zonen, deren
Perimeter ausschlie8lich an beheizte Bereiche grenzt und damit nicht in Ansatz
gebracht werden kann, wird auf die Geometrie des Gesamtgebaudes
zurickgegriffen.  Dies  betrifft die Bestimmung des charakteristischen
Bodenplattenmales B' (Grundflache A, Perimeter P) sowie im Falle der detaillierten
Berechnung nach DIN EN ISO 13370 die Dicke der Aullenwande an
Erdreichoberkante w."
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Auslegung XX-10 zu §8 1 Abs. 2 EnEV 2013 (Anwendung der
Verordnung auf Tiefkihlh&user und &hnliche Gebéaude fir
industrielle oder gewerbliche Prozesszwecke)

Frage:
Wie werden Tiefkiihlhauser bei den Berechnungen nach der EnEV behandelt?
Leitsatz:

Konditionierungsvorgange in Gebauden, die ausschlie3lich der Aufrechterhaltung eines industriellen
oder gewerblichen Prozesses dienen, sind nicht Gegenstand der Verordnung. Demzufolge sind
Zonen, die von Tiefkihlkammern eingenommen werden, einschliellich ihrer spezifischen
Anlagentechnik nicht Gegenstand der Verordnung. Vergleichbares gilt fir Zonen in Rechenzentren,
die ausschlieBBlich der Aufstellung von Servern dienen, sowie auf die Wé&rme-, Staub- und
Schadstoffabfuhr aus Maschinen, soweit dies die ausschlieRliche oder deutlich Uberwiegende
energetisch relevante Konditionierungsaufgabe fur die betroffene Zone ist.

Antwort:

1. Nach § 1 Abs. 2 EnEV 2013 gilt diese Verordnung "1. fir Geb&aude, soweit sie unter Einsatz
von Energie beheizt oder gekihlt werden, und 2. fir Anlagen und Einrichtungen der Hei-
zungstechnik, Kihl-, Raumluft- und Beleuchtungstechnik sowie der Warmwasserversorgung
von Gebauden nach Nummer 1. Der Energieeinsatz fir Produktionsprozesse in Gebauden ist
nicht Gegenstand dieser Verordnung."

2. GemaR § 1 Absatz 2 Satz 2 EnEV 2013 ist der Energieeinsatz fur Produktionsprozesse nicht
Gegenstand der Verordnung. Ausweislich der Begriindung (Erste Verordnung zur Anderung
der Energieeinsparverordnung vom 29. April 2009) wollte der Verordnungsgeber mit § 1
Absatz 2 Satz 2 klarstellen, dass (im Einklang mit der Europaischen Richtlinie Uber die
Gesamtenergieeffizienz von Gebé&uden) der Energieeinsatz fur Heizung und Kihlung dann
nicht Gegenstand der Verordnung ist, wenn damit nicht die Konditionierung des Raumklimas
bezweckt wird. Die Gebdude an sich sind in diesen Fallen jedoch nicht aus dem
Geltungsbereich der Verordnung ausgenommen.

3. Tiefkuhlhduser bestehen u. a. aus Tiefkiihlkammern; diese sind in der Regel Bestandteil der
Kihlkette fur verderbliche Lebensmittel. Sie dienen der Lagerung und gegebenenfalls auch
der Herstellung der erforderlichen Temperaturzustdande dieser Waren in diesem speziellen
Prozess. Je nach Warenart kann dabei die Soll-Temperatur differieren; auch bei gleicher Soll-
Temperatur kann dartber hinaus (je nach umgesetzter Warenmenge, spezifischer
Warmekapazitat der Waren, Art und Anzahl der Lagervorgénge) der fir den Kuihlprozess
erforderliche Energieeinsatz unterschiedlich sein. Die warmetechnische Qualitdt des
Gebaudes hat hierauf nur bedingt Einfluss. Es handelt sich um Energieeinsatz fir
Produktionsprozesse im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 2 EnEV 2013.

4. In vielen Fallen sind die Tiefkihlkammern Uberdies nicht direkt als Bestandteil des sie
umgebenden Gebaudes anzusehen, sondern als gesondert entworfene und produzierte
Einbauten in diese Gebaude. Die bei der Herstellung dieser Kammern anzuwendenden
physikalisch-technischen Regeln und damit auch die Konstruktionsweise ihrer DaAmmung sind
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schon allein wegen des erheblichen Temperaturgefalles von auen nach innen von denen der
Bautechnik verschieden.

Aus den vorgenannten Grinden zahlen die Flachen von Tiefkiihlkammern nicht zu den
konditionierten Flachen und fallen damit — ebenso wie die fir sie vorgesehene Anlagentechnik
— nicht in den Geltungsbereich der Verordnung.

Soweit in Gebauden mit Tiefkiihlkammern andere, thermisch konditionierte Bereiche enthalten
sind, die der Verordnung unterliegen, sind die erforderlichen Berechnungen fiir diese Bereiche
unter Ausschluss der Tiefkiihlkammern zu fihren.

Neben Gebauden- und Gebé&udeteilen fur Tiefkiihlung werden auch andere Geb&ude
ausschlieBlich zur Aufrechterhaltung dort ablaufender Prozesse konditioniert. Hierzu zé&hlen
die Zonen in Rechenzentren, die ausschlieBlich der Aufstellung von Servern dienen und wo
die Kihlung der Funktionserhaltung dieser elektronischen Gerate dient. Analog gilt dies auch
fir die Warmeabfuhr aus Einrichtungen der Energieversorgung und fir die Abfuhr von
belasteter Luft aus Maschinen (z. B. zur Holzverarbeitung oder Lackierung). Wird die Zone
ausschlielich mit diesen, dem Prozess zugehorigen Funktionen konditioniert (bzgl.
Erwarmung, Bellftung, Kihlung), so darf diese Zone als nicht konditioniert im Sinne der
Verordnung angesehen werden. Fir die genannten Gebaudezonen gelten die Nummern 5
und 6 dieser Auslegung entsprechend.
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Auslegung XX-11 zu § 4 Absatz 3i. V. m. Anlage 2 Nummer 2.1.2 und
2.2.2 EnEV 2013 (Individuelle Nutzungen und Nutzungsrand-
bedingungen fur Nichtwohngebaude)

Leitsatz:

Fur Zonen von Nichtwohngebauden, die den Nutzungen nach DIN V 18599-10: 2011-12
Tabelle 5 zugeordnet werden kénnen, sind bei der Berechnung nach EnEV 2013 die dafiir in
dieser technischen Regel genannten Nutzungsrandbedingungen unverdndert zu verwenden.
Nur bei Nutzungen, die in dieser Norm nicht aufgeftihrt werden, dirfen nach den Methoden
der genannten Regel unter Angabe von Begriindungen individuelle
Nutzungsrandbedingungen hergeleitet und verwendet werden; alternativ dazu ist in diesen
Fallen auch eine tabellierte Standard-Nutzung (Nutzung 17) anwendbar.

Frage:

Durfen der Berechnung des Jahres-Priméarenergiebedarfs eines Nichtwohngebaudes eigene,
individuell entwickelte Nutzungen zugrunde gelegt werden?

Durfen die Nutzungsrandbedingungen der DIN V 18599-10: 2011-12 Tabellen 5 bis 7
verandert werden?

Antwort:

1. Ausgangslage

Die EnEV unterteilt die vielféaltigen mdglichen Nutzungsarten von Nichtwohngebduden
fur Zwecke der Berechnung des Jahres-Primarenergiebedarfs in unterschiedliche
Nutzungen (DIN V 18599-10: 2011-12 Tabelle 5). Diesen Nutzungen werden jeweils
gemeinsame (Tabelle 6 und 7) und spezielle (Tabelle 5) Nutzungsrandbedingungen
zugeordnet. Im Folgenden werden die Nutzungen auch als "Katalognutzungen"
bezeichnet.

Wird der Jahres-Primarenergiebedarf eines konkreten Nichtwohngebdudes
berechnet, ist das Gebaude einer oder ggf. - im Rahmen der Zonierung - mehreren
der Nutzungen zuzuordnen. Die jeweils der Nutzung zugeordneten
Nutzungsrandbedingungen dirfen vom Anwender im Einzelfall grundsatzlich nicht
abgewandelt werden. Dies ergibt sich aus der Bestimmung in Anlage 2 Nr. 2.1.2 Satz
1 EnEV 2013. Diese Vorgabe des Verordnungsgebers verdrangt die Offnungsklausel
zugunsten individueller Nutzungsrandbedingungen im technischen Regelwerk (siehe
DIN V 18599-10 Abschnitt 6, erster Absatz sowie Uberschriften zu den Tabellen 5 bis
7 "Richtwerte...").

2. Abweichende Nutzungen und Nutzungsrandbedingungen

Es sind Gebaudenutzungen denkbar, die entweder keiner typisierten Nutzung
zugeordnet werden kdénnen oder die zwar einer bestimmten Nutzung zuzuordnen
sind, deren konkrete "Betriebsbedingungen" aber von den typisierten
Nutzungsrandbedingungen der o. g. Tabellen abweichen. Hier sind folgende
Grundsatze zu beachten:
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A) Abweichende Nutzungen

Fur den Fall einer von Tabelle 5 abweichenden Nutzung lasst Anlage 2 Nr. 2.2.2
EnEV 2013 zwei alternative Vorgehensweisen zu:

"Fur Nutzungen, die nicht in DIN V 18599-10: 2011-12 aufgefiihrt sind, kann

a) die Nutzung 17 der Tabelle 5 in DIN V 18599-10: 2011-12 verwendet werden oder

b) eine Nutzung auf der Grundlage der DIN V 18599-10: 2011-12 unter Anwendung
gesicherten allgemeinen Wissensstandes individuell bestimmt und verwendet
werden.

In Fallen des Buchstabens b) sind die gewahlten Angaben zu begriinden und den
Berechnungen beizufiigen. Steht bei der Errichtung eines Nichtwohngebdudes die
Nutzung einer Zone noch nicht fest, ist hierfir gemafR Buchstabe a) zu verfahren."

Buchstabe a) beschrankt sich nach seinem Wortlaut auf eine abweichende Nutzung.
Ein Recht zur Abwandlung der typisierten Nutzungsrandbedingungen fir die Nutzung
17 sieht die Bestimmung nicht vor. Wer diese Alternative anwendet, muss die dort
vorgegebenen Nutzungsrandbedingungen verwenden.

Die durch Buchstabe b) erdffnete Mdglichkeit, eine individuelle Nutzung zu entwerfen,
schlief3t grundséatzlich auch die Entwicklung individueller Nutzungsrandbedingungen
ein. Buchstabe b) ist nicht anwendbar, wenn die konkrete Nutzung einer der
Nutzungen der Tabelle 5 zugeordnet werden kann (und damit auch muss).

B) Abweichende Nutzungsrandbedingungen

Im Zusammenhang mit einer Katalognutzung kann der EnEV 2013 keine Erlaubnis
zur Verwendung spezieller Nutzungsrandbedingungen, die von den typisierten
Nutzungsrandbedingungen der genannten technischen Regel abweichen,
entnommen  werden.  (Ausnahme: Fiur die Nutzungen 6 und 7
(Einzelhandel/Kaufhaus) darf die im Einzelfall tatsachlich auszufihrende
Beleuchtungsstarke in den Berechnungen angesetzt werden — vgl. Anlage 2 Nr. 2.1.3
EnEV 2013) Eine individuelle Abwandlung von Nutzungsrandbedingungen fir eine
Katalognutzung ist damit grundsatzlich unzulassig. Die Offnungsregelung in FuRnote
a zu Tabelle 5 der DIN V 18599-10: 2011-12, wonach — soweit dies auf Grund des
Nutzungskonzepts eines Gebaudes sinnvoll ist — die Nutzungs- und Betriebszeiten
Ubergeordneter Nutzungen dieses Gebaudes fir untergeordnete Nutzungen
ubernommen werden kénnen, bleibt unberihrt.

Vorgehen in Fallen einer abweichenden Nutzung

Bei Anwendung des Buchstaben b) der Anlage 2 Nr. 2.2.2 EnEV 2013 (oben Nr. 2A)
gilt Folgendes:

Die Angaben fur Nutzungsrandbedingungen in Tabelle 5 der DIN V 18599-10:2011-
12 beruhen auf den jeweils zugehdrigen Nutzungsprofilen in Anhang A dieses
Normteils. Die Herleitung der Angaben in Tabelle 5 kann damit transparent
nachvollzogen werden. Soll bei einer Berechnung eine individuelle Nutzung zugrunde
gelegt werden, ist diese analog dazu herzuleiten. Ein Beispiel zur Erlauterung der
Methode enthélt DIN V 18599-10: 2011-12 Anhang D. Es ist vor allem zu beachten,
dass es sich bei den einzelnen Randbedingungen nicht um die aus anderen
technischen Regeln bekannten Grundlagen fiir die Bemessung der verwendeten
Anlagentechnik (z. B. Heiz- oder Kuhllasten), sondern um jeweils mittlere, bei der
Nutzung regelmafig zu erwartende Betriebsbedingungen handelt.
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Auslegung XX-12 zu § 14 Absatz 5i.V.m. Anlage 5 EnEV 2013
(Rohrleitungsdammung — Vergleichskonstruktionen)

Leitsatz:

Als Ersatz von Dammstoff kann gemall Anlage 5 EnEV 2013 die Berlcksichtigung der
Dammwirkung der Rohrwandungen zur Begrenzung des Warmeverlusts angegeben werden.
Die Berucksichtigung von sonstigen Bauteilschichten, in denen eine Rohrleitung ggf. verlegt
wird, bleibt nach den Maf3gaben nach Anlage 5 EnEV 2013 aul3er Betracht.

Die Begrenzung der Warmeabgabe durch eine nicht konzentrische Anordnung des
Dammstoffes sicherzustellen, ist grundsatzlich méglich; solche Dammanordnungen sind
unter Einschluss ihrer Gleichwertigkeit zu konzentrischen Anordnungen Gegenstand von
Zulassungen. Im Falle der Verlegung auf Geschossdecken zwischen unterschiedlichen
Nutzern ist es darlber hinaus auch ausreichend, wenn zwischen Rohrleitung und den
unterhalb  dieser Decke liegenden Raumen des anderen Nutzers die
Mindestdammschichtdicke nach Anlage 5 EnEV 2013 vorhanden ist.

Frage:

Kann bei einer Warmeverteilungs- und Warmwasserleitung innerhalb der Baukonstruktion
(z.B. Decke, AuRenwand) die nach Anlage 5 EnEV 2013 geforderte Dammung der
Rohrleitung durch Bauschichten der Baukonstruktion ersetzt werden, in der sich die
Rohrleitung befindet, wenn diese die gleiche Dammwirkung entfalten, wie eine
Rohrdammschale?

Wie ist der Einbau von nichtkonzentrischen Rohrdammungen zu bewerten?

Antwort:

1. 8 14 Absatz 5 EnEV 2013 legt fest, dass Warmeverteilungs- und
Warmwasserleitungen sowie Armaturen in Gebauden bei erstmaligem Einbau oder
Ersatz in ihrer Warmeabgabe nach Anlage 5 EnEV 2013 zu begrenzen sind. Anlage 5

EnEV 2013 schreibt dabei Mindestdicken von Dammschichten vor.

2. Anlage 5 EnEV 2013 nimmt Leitungen von Zentralheizungen soweit vom Grundsatz

der Dammpflicht aus, wie diese sich "in beheizten RGumen oder in Bauteilen zwischen
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beheizten Rdumen eines Nutzers befinden und ihre Warmeabgabe durch freiliegende

Absperreinrichtungen beeinflusst werden kann".

Aus dem hier vom Verordnungsgeber in direkter Fortschreibung der Heizungsanlagen-
Verordnung verwendeten Sprachgebrauch geht zweifelsfrei hervor, dass Leitungen in
AulRenbauteilen — wie bisher — nicht von der Pflicht ausgenommen werden sollen,
ansonsten  hatte sich der Verordnungsgeber im  Wortlaut auf die
Systemgrenzendefinition der Anlage 1 Nr. 1.3.1 EnEV 2013 bezogen. Die dort zu
findende Definition der "warmeilbertragenden Umfassungsflache" geht inhaltlich tber
die Definition der "beheizten R&ume" hinaus — es dirfen in die von dieser Flache
umschlossene "beheizte Zone" auch solche Raume einbezogen werden, die nicht

eindeutig "beheizte Raume" im Sinne der Definition in § 2 Nummer 4 EnEV 2013 sind.

Die abweichende Regelung der anzuwendenden Berechnungsregeln, wonach
Rohrleitungen beim rechnerischen Nachweis dann als "innenliegend” bewertet werden,

wenn sie sich innerhalb der Systemgrenze befinden, bleibt davon unberthrt.

Nach Anlage 5 EnEV 2013 sind Dammschichten um die Rohrleitungen anzuordnen,
um den Warmeverlust zu begrenzen. Als Moglichkeit zum Ersatz von Dammstoff wird
in Anlage 5 EnEV 2013 die Bertcksichtigung der Dammwirkung der Rohrwandungen
zur Begrenzung des Warmeverlusts angegeben. Die Berlicksichtigung von sonstigen
Bauteilschichten, in denen eine Rohrleitung ggf. verlegt wird, bleibt nach den
MalRgaben nach Anlage 5 EnEV 2013 aul3er Betracht.

Die im Nachweis zu bericksichtigende Dammung ist generell um die gesamte
Rohrleitung konzentrisch anzuordnen. Produkte zur Rohrdammung werden durch das
Deutsche Institut fir Bautechnik im Auftrag der Lander allgemein bauaufsichtlich
zugelassen. Es ist alternativ mdglich, die Begrenzung der Warmeabgabe durch eine
nicht konzentrische Anordnung des Dammstoffes sicherzustellen, wenn der grof3ere
Teil der Dammstoffumhuillung der Kaltseite bzw. dem anderen Nutzer (d.h. demjenigen,
der die Warmeabgabe nicht kontrollieren kann) zugewandt ist. Dabei ist die
Gleichwertigkeit der Dammwirkung nachzuweisen. Derartige vorgefertigte
Rohrddmmungen werden ebenfalls durch das Deutsche Institut fir Bautechnik im
Auftrag der Lander allgemein bauaufsichtlich zugelassen. Der

Gleichwertigkeitsnachweis ist im Zulassungsverfahren zu fuhren.
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Im Fall der Rohrleitungsfiihrung in Bauteilen zwischen verschiedenen Nutzern ist eine
Mindestdicke nach Anlage 5 Tabelle 1 EnEV 2013 gefordert, die aber die
Systemgrenze bzw. AufRenbauteile nicht bertihrt. Die Verwendung nicht konzentrisch
geddmmter Rohrleitungen in diesem Fall ist moglich, wenn wie oben unter Nr. 6
beschrieben verfahren oder die Mindestdammdicke zum anderen Nutzer bei Einbau
der Rohrleitung in eine Dammschicht oberhalb einer trennenden Geschossdecke
eingehalten wird. Damit wird die MalRgabe des Verordnungsgebers gemalR amtlicher
Begriindung der Verordnung zur Begrenzung der unkontrollierten Warmeabgabe fir

mindestens einen Nutzer ausreichend umgesetzt.

24



	Auslegung XX-2 zu § 9 Absatz 1 Satz 1 i.V.m. Anlage 3 Nr. 1 Satz 2 Buchstabe b) EnEV 2013 (Putzerneuerung)
	Auslegung XX-3 zu § 9 i. V. m. Anlage 3 EnEV 2013 (Nutzungsänderung und Umbau von Gebäuden)
	Auslegung XX-4 zu §§ 4 und 9 EnEV 2013 bezüglich der Berücksichtigung von Toren (Anforderungen im Bestand und Berücksichtigung bei Neubauten)
	Auslegung XX-5 zu § 3 Absatz 4 i. V. m. Anlage 1 Nummer 3 und § 4 Absatz 4 i. V. m. Anlage 2 Nummer 4 EnEV 2013 (Anforderungen an den sommerlichen Wärmeschutz) sowie zu § 7 Absatz 1 EnEV 2013 (Mindestwärmeschutz)
	Auslegung XX-6 zu Anlage 4 EnEV 2013 (Anforderungen an die Dichtheit bei Gebäuden mit raumlufttechnischen Anlagen)
	Leitsatz:
	Frage:
	Antwort:
	Auslegung XX-8 zu § 10 Absatz 1 EnEV 2013 (Außerbetriebnahme von Heizkesseln)
	Auslegung XX-9 zu § 3 i. V. m. Anlage 1 Nr. 2.3 EnEV 2013 (Berücksichtigung der Wärmeverluste über das Erdreich, Bestimmung von Temperatur-Korrekturfaktoren)
	Auslegung XX-10 zu § 1 Abs. 2 EnEV 2013 (Anwendung der Verordnung auf Tiefkühlhäuser und ähnliche Gebäude für industrielle oder gewerbliche Prozesszwecke)
	Auslegung XX-11 zu § 4 Absatz 3 i. V. m. Anlage 2 Nummer 2.1.2 und 2.2.2 EnEV 2013 (Individuelle Nutzungen und Nutzungsrand-bedingungen für Nichtwohngebäude)
	Auslegung XX-12 zu § 14 Absatz 5 i.V.m. Anlage 5 EnEV 2013
	(Rohrleitungsdämmung – Vergleichskonstruktionen)

